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Mit einer Initiative für eine „Neubegründung eines souveränen, geeinten und demokratischen Europas” ging der 
französische Präsident Emanuel Macron ab September 2017 in Paris, Aachen und Brüssel an die Öffentlichkeit. 
Sein Projekt der freiheitlichen europäischen Demokratie, welches zugleich Europas Rolle in der Welt neu justieren sollte, 
stellt die derzeitige EU-Politik auf den Prüfstand. Merkels Regierung reagierte verhalten auf Macrons Enthusiasmus. 

Ein halbes Jahr später griff der Koalitionsvertrag zwischen der CDU/CSU und der SPD die Europabegeisterung zunächst 
auf und versprach einen „neuen Aufbruch für Europa“. Das Leitbild der deutschen Regierungspolitik wird als ein Europa 
der Demokratie und Solidarität, der Wettbewerbsfähigkeit und der Investitionen, der Chancen und der Gerechtigkeit, des 
Friedens und der globalen Verantwortung skizziert. Es vergehen noch drei Monate, dann folgt Angela Merkels „Antwort“ auf 
Macron in Form eines Interviews, das die Absolvierung einer lästigen Pflichtaufgabe nicht verbergen kann. Zwischendurch 
tagen EU-Gipfel, deren Ergebnisse weder den Geist europäischer Einigung noch Zukunftsvisionen versprühen. Die mediale 
Widerspiegelung schwankt zwischen schwerwiegenden Differenzen und Annäherungen zwischen Deutschland und 
Frankreich. 

Europa steckt bis zum Hals in Schwierigkeiten. Infolge eines katastrophalen Managements der Finanzkrise nach der 
Lehman-Pleite, politisch verordneten Sparkursen und einem Investitionsstau, der öffentlichen Haushalten an die Substanz 
geht, wachsen die wirtschaftliche und soziale Ungleichheit in Europa. Zugleich wurde während des Krisenmanagements 
die Machtfülle des Europäischen Rates und der Kommission gegenüber dem Europäischen Parlament ausgebaut. Das 
gipfelt derzeit in der völligen Ignoranz gegenüber einem Vorschlag des Europaparlaments zur dringenden Neugestaltung der 
EU-Migrations- und Asylpolitik durch den Europäischen Rat. Stattdessen werden weiter die tödlichen Grenzen Europas in 
Niger und Mali ausgebaut. Der Brexit gibt nicht nur Rätsel bei der Neugestaltung der Regionalpolitik auf. Nationalistische 
und Rassistische Parolen, eine Politik gegen öffentliche Institutionen, unabhängige Justiz und Medien sind längst in den 
Parlamenten und auf Regierungsbänken angekommen. US-Präsident Trump zettelt Handelskriege an. 

Und dennoch: Im Jahr vor den Europawahlen sieht eine Mehrheit der Europäer die Zukunft der EU optimistisch, anerkennt 
Vorteile durch die EU und schätzt sogar die Wirtschaftslage als gut ein. Das Vertrauen in die EU ist weiterhin höher als 
das Vertrauen in die nationalen Regierungen und Parlamente. Zu Recht verlangen Bürgerinnen und Bürger europäische 
Antworten auf wirtschaftliche, ökologische und soziale Fragen, auf Klimawandel und Digitalisierung, Energiesicherheit und 
friedliche Konfliktlösung.

Was will Macron, was die Bundesregierung, was sagen die EU-Institutionen zu all diesen Herausforderungen? Gibt es linke 
Alternativen, die ein soziales, friedliches und demokratisches Europa, eine andere EU-Politik konkreter machen? Dies 
wollen wir hier ausloten, gegenüberstellen und darstellen, wohin die Reise gehen kann.
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Migration
Der Umgang mit Fluchtursachen und Migration insgesamt rüttelt an den unteilbaren Werten des Europas der Aufklärung: 
Freiheit, Gleichheit und Solidarität. Die EU-Politik spricht lang schon eine andere Sprache. Abschottung und Nützlichkeit 
stehen bei EU-Asyl- und Migrationspolitik, neben bilateralen Lösungen und Deals mit Despoten, ganz oben.

Macron: 

Ein „integriertes und rigoroses 
Managementsystem für die 
EU-Außengrenzen“ soll die 
bisherige Grenzschutzagentur 
Frontex in ein europäisches 
Grenzpolizeikorps verwandeln. 
Eine Europäische Asylagentur soll 
sich auf Integrationsprogramme 
für Asylberechtigte stützen können 
und gleichzeitig eine verschärfte 
Rückführungspolitik gegenüber 
„illegalen“ Flüchtlingen durchsetzen. 
Mitgliedstaaten werden bei einer 
aktiven Flüchtlingspolitik finanziell 
unterstützt, Aufnahmequoten 
regelmäßig geprüft und 
angepasst. Grenzschutzpolizei, 
Verteilmechanismen, die bisher 
schon nicht funktioniert haben und 
die Rückführung „Illegaler“–diese 
Prinzipien finden wir ebenso im 
Koalitionsvertrag. 

Bundesregierung: 

Das Grundrecht auf Asyl 
bleibe unangetastet: Noch 
im März 2017 hatte die CSU 
diesen Verfassungsgrundsatz 
unterschrieben, doch die 
Koalitionsverhandlungen drohten 
wegen der Migrationspolitik beinahe 
zu scheitern und endeten mit einer 
Zuwanderungsobergrenze. Von 
Beginn an stand diese Koalition 
aus CDU/CSU und SPD für die 
Weiterentwicklung von Frontex zu 
einer Grenzschutzpolizei an den 
EU-Außengrenzen. „Europäische 
Beschlüsse zur Verteilung von 
Flüchtlingen“ und ein „angemessener 
Beitrag“ zu Aufnahmekontingenten 
humanitär Schutzbedürftiger wurden 
akzeptiert. Inzwischen hat sich die 
CSU mit Transitzentren durchgesetzt, 
nachdem ihr mühsam klargemacht 
wurde, dass Zurückweisung direkt 
an den Grenzen eindeutig nicht 
rechtskonform wäre. Die Koalition 
will ein Einwanderungsgesetz 
vorlegen.  

EU-Institutionen: 

Das Europarlament sprach sich 
im November 2017 für eine 
Reform des Asylsystems aus. 
Die Staats- und Regierungschefs 
der Mitgliedstaaten einigten 
sich im Juni 2018 bisher nur 
auf ein gemeinsames Ziel, die 
Abschottung und Bekämpfung 
„illegaler Migration“. Das bedeutet: 
geschlossene Aufnahmelager in der 
EU für gerettete Bootsflüchtlinge, 
Sammellager in nordafrikanischen 
Staaten wie Libyen, Verstärkung 
der Grenzschutzagentur Frontex 
bis 2020 (unter neuem Namen: 
European Border and Coast Guard), 
stärkere Abriegelung der EU-
Außengrenzen und weitere 
3 Mrd. EURO für die Türkei. 

Überdies gibt es keine 
Antwort auf aktuelle Konflikte, 
auf Ressourcenkriege, auf 
Armutsmigration und einseitige 
Handels- und Entwicklungspolitik 
der EU und des reichen Nordens. 
Fazit: Die zunächst befürwortete 
gemeinsame Asylagentur steht auf 
dem Papier.
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Linke Forderung: Europa darf keine Festung sein!

Um Migration human zu gestalten, ist ein gemeinsamer europäischer Ansatz unausweichlich. Das politische 
Europa muss Verantwortung für eine gerechte Klima-, Handels- und Entwicklungspolitik übernehmen, nicht 
nur gegenüber Afrika. Grenzschließungen, Rückführungen, Rücknahme-Deals wie mit der Türkei, das Ausbremsen 
der Migration vor der nordafrikanischen Wüste und an den nordafrikanischen Küsten sind keine Lösungen gegen 
die Folgen einer ungerechten Weltwirtschaftsordnung. Sie befeuern letztlich nur rechtspopulistische Propaganda. 
Der Grundgedanke, sich vor Zuwanderung und Flüchtenden durch strikte Grenzschließung und schnellstmögliche 
Rückführung „schützen“ zu wollen, ist verfehlt. 

Wir brauchen ein europäisches Asylrecht, das menschenrechtliche Standards garantiert, sei es beim 
individuellen Zugang zu Asylverfahren und Rechtsschutz oder bei der Schaffung legaler und sichere Fluchtwege. 
Eine gesamteuropäische Flüchtlings- und Migrationspolitik muss den internationalen Grundregeln unterliegen, dass 
Menschen in Not Hilfe und die Chance zur Integration erhalten. Migration in ihrer Komplexität braucht gerechte 
Einwanderungsregeln.

Das Europaparlament hat eine Änderung des Dublin-Systems vorgeschlagen. Wir drängen mangels besserer 
Alternativen darauf, dass diese Vorschläge endlich im Europäischen Rat von den Mitgliedstaaten aufgegriffen 
werden. Darin wird festgehalten: Das Land, welches Asylbewerber*innen zuerst betreten, ist nicht automatisch für die 
Bearbeitung des Asylantrags zuständig. Asylbewerber mit einer „echten Bindung“ zu einem bestimmten EU-Land sollten 
dorthin überstellt werden, andere nach einem solidarischen Aufnahme- und Lastenteilungssystem in die Mitgliedstaaten 
verteilt werden. Der Schutz für Minderjährige soll verstärkt und die Familienzusammenführung beschleunigt werden. 
Länder, die sich der Aufnahme verweigern, könnten mit Fördergeldentzug sanktioniert werden. Staaten wie Italien, 
Spanien oder Griechenland können die Seenotrettung und die Erstaufnahme nicht allein schultern. Dafür muss es 
umfassende europäische Unterstützung geben. 

Bildungsangebote, soziale und berufliche Integration von Geflüchteten und Migrant*innen sind Grundbedingung 
eines guten Zusammenlebens. Zusätzliche EU-Mittel sollten Kommunen bei der Unterbringung, dem Zugang zu 
Mobilität, der Gesundheitsversorgung, bei Kitas, Sprachkursen und qualifizierter Flüchtlingssozial- und kulturarbeit 
unterstützen. 

Statt der Grenzschutzagentur Frontex brauchen wir den Ausbau der Seenotrettung. Abschiebeknäste auf EU-Boden 
und in Camps in Nordafrika sollten genauso wie die pauschale Ablehnung von Asylanträgen aus sogenannten „sicheren 
Drittstaaten“, z. B. aus den Maghreb-Staaten oder Afghanistan abgeschafft und unterbunden werden.
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AuSSen- und Sicherheitspolitik

Die EU als Friedensprojekt ist wichtig, aber nicht selbstverständlich. 

Macron: 

Er will eine EU, die autonom 
und komplementär zur NATO 
handlungsfähig ist. Daher hat 
für Macron die Umsetzung 
der 2017 ins Leben gerufenen 
erweiterten Struktur der Ständigen 
Strukturierten Zusammenarbeit 
(PESCO) und ein im EU-Haushalt zu 
installierender Verteidigungsfonds 
für Forschung und industrielle 
Entwicklung oberste Priorität. 
Eine gemeinsame Streitmacht, 
untersetzt mit einem Europäischen 
Verteidigungsbudget „zu Beginn 
des nächsten Jahrzehnts“, wäre 
für Macron die Kirsche auf dem 
Kuchen. 

Merkel: 

Im Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung gibt es das 
Bekenntnis  zum Ausbau der 
europäischen Verteidigungsunion, zur 
gemeinsamen Rüstungsbeschaffung 
und einem EU-Verteidigungsfonds. 
Zügige Schritte zu einer „Armee der 
Europäer“ machen die deutschen 
Vorschläge mit Macrons Ideen 
kompatibel. Etwas vorsichtiger als 
Macron spricht die Kanzlerin von 
einer Interventionsinitiative auf 
der Grundlage einer gemeinsamen 
militärstrategischen Kultur, 
gemeinsamem strategischen 
Handeln und Konvergenz der 
Waffensysteme bei Beibehaltung der 
Bundeswehr als Parlamentsarmee. 
Die Verteidigungsausgaben sollen auf 
2 Prozent(NATO-Zielsetzung) steigen. 
Das Versprechen, Rüstungsexporte 
zu vermindern, beschränkt sich 
– die Türkei kann sich freuen – 
auf Drittländer außerhalb der EU 
und NATO. Erfolgversprechende 
Gespräche zur Abschaffung von 
Nuklearwaffen sind nicht in Sicht. 
Jüngste Diskussionen lassen gar das 
Gegenteil befürchten.

EU-Institutionen:

Der bereits bestätigte Europäische 
Verteidigungsfonds soll die 
Entwicklung von Waffensystemen 
zwischen den Mitgliedstaaten 
besser koordinieren und der 
Zersplitterung der europäischen 
Verteidigungsindustrie 
entgegenwirken. Frankreich 
und Deutschland haben bereits 
Pläne zur Entwicklung eines 
gemeinsamen europäischen 
Kampfflugzeugs angekündigt. Ein 
Europäischer Sicherheitsrat und eine 
europäisch abgestimmte Politik der 
Mitgliedstaaten im UN-Sicherheitsrat 
bleibt eine unbestimmte Idee.

Im Entwurf der EU-Kommission für 
den siebenjährigen Haushaltsrahmen 
ist die neue Schwerpunktsetzung 
unübersehbar. 6,5 Milliarden Euro 
im EU-Haushalt für panzertaugliche 
Straßen, Brücken und Schienennetze 
– vor allem in Richtung Osten – 
sprechen für sich und gegen eine 
nachbarschaftliche Außenpolitik
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Linke Forderung: Der EU-Verteidigungs- und Sicherheitswahn sind gefährlich! 
Eine Sicherheits- und Verteidigungsunion ist kein Integrationsprojekt. 

Die „Militarisierung der EU“ sowie ein NATO-konformes „militärisches Kerneuropa“ haben Linke stets abgelehnt. 
Entsprechend halten wir die Anhebung des Verteidigungsetats auf 2 Prozent des BIP in Deutschland für abenteuerlich. 
Das ist doppelt so viel, wie in den EU-Haushalt insgesamt eingezahlt wird! Wir unterstützen die Bewegung für Zivilklauseln 
in Hochschulen und die Unterbindung von Rüstungsforschung. 

Gemeinsame Europäische Außen- und Sicherheitspolitik muss kooperativ, aber unabhängig von anderen 
Großmächten und der NATO sein. Ziel sollen Konfliktvermeidung, friedliche Konfliktlösung und eine solidarische 
Gesellschaft sein. Statt Europa als Machtblock in der Welt zu profilieren, wollen wir kollektive Sicherheit, 
Vertrauensbildung und kooperative Beziehungen mit den alten und neuen Partnerstaaten und -blöcken, mit Russland, 
den USA, China, Japan ebenso wie mit der afrikanischen Union und den Ländern Lateinamerikas. Schrittweise Abrüstung, 
Verbot von Massenvernichtungswaffen und das baldige Ende von Rüstungsexporten sollten Kernforderungen der EU-
Außenpolitik werden. Eine europäische Truppe oder ein EU-Verteidigungsbudget sind nur bei gleichzeitiger Reduzierung 
der nationalen Armeen und Verteidigungshaushalte diskutabel und benötigen parlamentarischer Kontrolle.

Wir setzen uns für faire und solidarische Beziehungen in der EU-Nachbarschaft im Mittelmeerraum, auf dem 
Balkan und mit den Nachbarländern im Osten ein. Nicht die Übernahme neoliberaler Wirtschaftsmodelle, sondern 
die Förderungen einer eigenständigen nachhaltigen Entwicklung, die Überwindung von Armut, die Garantie von 
Menschenrechten und Demokratie sollte die EU fördern, statt Doppelstandards anzuwenden. 

Wir setzen uns ein für den Fortbestand des Atomabkommens mit dem Iran ein und werben für kooperative 
regionale Sicherheitskonzepte, unter anderem im Nahen Osten.
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Handel und Entwicklung

Freihandel und Rohstoffsicherheit sollen das ungebremste Wachstum in Europa ermöglichen. Und dies auf Kosten anderer. 

 Macron: 

Neue Handelsabkommen mit 
Investitionsschutzklauseln und 
entsprechenden Gerichten 
will die EU-Kommission schon 
lange, Macron ebenso. Er 
fokussiert auf „strategische 
Interessen, Investitionsschutz und 
Gegenseitigkeit“. Was das heißt, 
sehen wir bei TTIP und CETA.  

Entwicklungspolitisch setzt 
Macron vor allem darauf, die 
Mittelmeerunion zu stärken und 
in Kooperation mit den südlichen 
Nachbarn Herausforderungen wie 
Jugendbeschäftigung, Mobilität, 
Bekämpfung des Klimawandels sowie 
den technologischen Wandel in Griff 
zu bekommen - alles mit dem Ziel, 
Fluchtursachen zu bekämpfen. 

Zur Finanzierung soll eine 
Finanztransaktionssteuer 
herangezogen werden. 

Merkel: 

Sie erinnert noch an die wichtige 
Rolle internationaler Organisationen. 
Dass TTIP zunächst scheiterte, 
ist jedoch nicht der Großen 
Koalition zu verdanken. Freihandel 
nach der Blaupause von CETA 
liegt im Interesse deutscher 
Rohstoffsicherheit und dem Ausbau 
der Absatzmärkte.

Neben engen 
Wirtschaftsbeziehungen mit 
China soll ein Schwerpunkt der 
Außenwirtschaftsförderung mit der 
Erschließung neuer Märkte in Afrika 
gelegt werden. Im Rahmen von 
Reformpartnerschaften mit einzelnen 
afrikanischen Staaten sollen sich 
diese durch Strukturanpassungen 
für private Direktinvestitionen 
qualifizieren. 

Die Koalition setzt auf eine 
Vernetzung von Militär, 
Entwicklungshilfezusammenarbeit 
und ziviler Krisenbearbeitung.

EU-Institutionen: 

Merkel, Macron und die EU-
Kommission wollen alle die 
Migrationsursachen anpacken und 
lokalisieren diese ausschließlich 
in Afrika. Deshalb wird ein 
„Marshall-Plan“ für Afrika mit 
besonderem Fokus auf den 
Mittelmeerraum vorgeschlagen. 
Konkret ist das ein aus diversen 
Entwicklungshilfeprogrammen 
zusammengewürfelter Hilfsfonds, der 
die nordafrikanischen Transitländer 
in die Lage versetzen soll, Flucht- 
und Migrationsbewegungen in 
Richtung Europa aufzuhalten. Die 
Entwicklungsländer außerhalb 
Afrikas scheinen von der 
Landkarte verschwunden. Die 
EU-Kommission hält – nach dem 
Vorbild des Europäischen Fonds für 
strategische Investitionen (EFSI) – 
die Kopplung öffentlicher Mittel mit 
privatwirtschaftlichen Initiativen für 
erfolgversprechend. Ihr Europäischer 
Investitionsplan für Drittländer soll 
überdies die Bedingung erfüllen, 
„illegale Immigration“ zu bekämpfen.
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Handel und Entwicklung

Freihandel und Rohstoffsicherheit sollen das ungebremste Wachstum in Europa ermöglichen. Und dies auf Kosten anderer. 

Linke Forderung: Reformierte Entwicklungs- statt Freihandelspolitik – 
Keine Armut durch EU-Interessen!

Handelspolitik muss fair und nachhaltig sein, statt allein der Profitsicherung und Marktöffnung für europäische 
Unternehmen zu dienen. Jedes Abkommen, das in den vergangenen zehn Jahren abgeschlossenen wurde, führte zu 
einer Verschiebung der Handelsbilanz zugunsten der EU. Das ist genau das Gegenteil dessen, was mit der Umsetzung 
der UN-Ziele für Nachhaltige Entwicklung (SDG /’Sustainable Development Goals’) erreicht werden soll: multilaterales 
Zusammenwirken, Erarbeiten von Kompromissen, die das friedliche und gutnachbarschaftliche Zusammenleben von 
Staaten und Gesellschaften sichern. Der Zugang zu Wasser, Land, Energie, Gesundheit und Bildung darf weder in der 
EU noch global den Märkten unterworfen werden. Handelsabkommen dürfen nicht das Recht auf Selbstverwaltung der 
Kommunen infrage stellen und die öffentliche Daseinsvorsorge aushöhlen. 

Wir lehnen TTIP und weitere Freihandelsabkommen der neuen Generation ab, weil wir eine gerechte 
Wohlstandsverteilung in der Bevölkerung – in Europa und weltweit – brauchen. Zudem müssen die Handelsabkommen 
die Gemeinwohlinteressen beim Investorenschutz in demokratischen Verfahren sichern, keine Umwelt- und 
Sozialstandards sowie kollektive Rechte von Beschäftigten aushöhlen.

Profitinteressen der Investoren haben keinen Vorrang. In Handelsabkommen wie CETA (EU – Kanada) wurden Regeln 
für Investorenklagen gegen Staaten festgeschrieben, die es ausländischen Investoren erlauben, jenseits öffentlicher 
Gerichte Regierungen zu verklagen, wenn neue politische Entscheidungen den erwarteten Profit verringern. Einige 
Konzerne haben durch solche Verfahren bereits Millionenzahlungen von Regierungen kassiert. 

Umwelt-, soziale, kollektive und Menschenrechtsstandards, wie zum Beispiel ein hoher Datenschutz, spielen 
in der Handelspolitik inzwischen eine genauso wichtige Rolle, wie mehr Transparenz, öffentliche Kontrolle und 
demokratische Entscheidungsprozesse bei den Verhandlungen. Das ist Ergebnis von Opposition auf der Straße und 
linkem Engagement gerade im Europaparlament. 

In der Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern in Afrika und anderen Teilen der Welt müssen die Mittel für 
Zusammenarbeit, für Investitionen und für direkte Hilfsprogramme endlich auf mindestens 0,7 Prozent des 
BIP angehoben werden. Es geht um den nachhaltigen Aufbau regionaler und lokaler Wirtschaftsstrukturen, um ein 
hochwertiges Bildungswesen, um Sozialsysteme und die Daseinsvorsorge sowie um berufliche Perspektiven. Das Geld 
muss Lebensperspektiven sichern, statt in die Abwehr von Migration mit Zäunen und Waffen oder in mehr Rüstung für 
die NATO gesteckt zu werden.
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Wirtschaft und Banken für Bürger oder Bankenunion? 
Der Schock der Wirtschafts-, Haushalts- und Finanzmarktkrisen der vergangenen Jahre hat eine Reihe Weiterentwicklungen, 
aber auch Konflikte rund um die Wirtschafts- und Währungsunion, Staatsschulden und eine rigide, falsche Sparpolitik 
hervorgebracht. 

 Macron:

Er will ein klares Bekenntnis zur 
gemeinsamen Währung, eine 
Wirtschafts- und Bankenunion. Der 
Euro-Rettungsfonds ESM soll bei 
Überführung in das EU-Primärrecht 
ein Europäischer Währungsfonds 
(EWF) werden, der Ländern in Krisen-
situationen, ähnlich wie bisher, 
einerseits Kredite gewährt und 
andererseits Reformen abverlangt.

Ein separates Eurozonen-
Budget unter der Verantwortung 
europäischer Wirtschafts- und 
Finanzminister*innen zeigt 
einerseits eine gewisse Distanz zur 
europaweiten Sparpolitik, obwohl 
Macron diese bei den Arbeitsmarkt- 
und Sozialreformen innerhalb 
Frankreichs selbst praktiziert.  

Das Eurozonen-Budget soll aus 
europäischen Steuern in der 
Digitalwirtschaft, Umweltabgaben, 
harmonisierten Körperschaftssteuern 
oder ähnlichem finanziert werden. 

Merkel: 

In Deutschland wird alles, was den 
Hauch einer Transferunion beinhaltet, 
skeptisch bis ablehnend beäugt; 
Exportstärke- und Sparmentalität 
sind allem anderen übergeordnet. 
Ein gemeinsames Banken-
Einlagensicherungssystem kann sich 
die Bundeskanzlerin maximal „in einer 
ferneren Zukunft“, ein Eurozonen-
Investitionsbudget höchstens in 
“niedriger zweistelliger Höhe“ 
vorstellen, strategisch unklar „in- oder 
außerhalb des EU-Haushalts“. 

Aus deutscher Sicht soll der Euro-
Rettungsfonds ESM/Europäischer 
Währungsfonds EWF weiterhin 
zwischenstaatlich organisiert und 
nicht in den EU-Verträgen verankert 
werden. Dann ist er letztlich auch 
gegenüber dem Europaparlament 
auch nicht rechenschaftspflichtig. 
Über eine/n EU-Finanzminister/in 
wird sich ausgeschwiegen. 

EU-Institutionen: 

Die für Juni 2018 vorgesehene 
Grundsatzentscheidung der EU-
Staats- und Regierungschefs 
über eine Bankenunion blieb 
aus. Einigkeit besteht zwar 
über die allgemeinen Ziele 
wie Stabilität, Konvergenz und 
Wettbewerbsfähigkeit des 
Euroraums, die technischen 
Diskussionen zu deren tatsächlicher 
Umsetzung sind jedoch auf die 
„kommenden Monate“ verschoben. 

Die EU-Wirtschafts- und 
Währungspolitik geht seit Jahren in 
die falsche Richtung. Weder Merkel 
noch Macron stellen sie infrage: 
Globale Wettbewerbsfähigkeit 
und wirtschaftliche 
Interessendurchsetzung bleiben 
die Leitbilder. Eine friedliche, 
sichere, gerechtere Welt jedoch 
braucht Lebensperspektiven 
und Angleichung guter 
Lebensverhältnisse für alle, in 
Europa und global. 
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Linke Forderung: Ob eine Haushalts- oder Transferunion, eine EU-Wirtschaftsregierung 
oder ein/e EU-Finanzminister*in wirkliche Fortschritte darstellen würden, misst sich an 
deren Aufgaben, Funktionsweise und Zielen.

Die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) darf keine „Sparunion“ bleiben, fixiert auf den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt (SWP). Es geht letztlich um den politischen Input für ein sozial und ökologisch nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum mit einer ausgeglichenen Leistungsbilanz zwischen den Mitgliedstaaten. Um finanzmarktgetriebene 
Unternehmensstrategien zurückzudrängen, muss das Bankwesen an eine Wirtschafts- und Beschäftigungsorientierung 
gekoppelt werden. Damit ändern sich die Rolle der EZB, ihre Legitimation und die Kontrollstrukturen. 

Wir schlagen die Schaffung eines Pakets aus einem ständigen Investitionsfonds für Zukunftsinvestitionen, 
aus einer europäischen Arbeitslosen(rück)versicherung und einem aus dem Europäischen Rettungsfonds 
(ESM) umgebauten Krisenfonds vor. Dabei geht es um ein zusätzliches Budget. Es dürfen nicht, wie aktuell, Mittel 
für die Regionalpolitik, die der Angleichung der Lebensverhältnisse verpflichtet sind, durch den Europäischen Fonds 
für Strategische Investitionen EFSI/InvestEU  beschnitten werden. Verschiedene Steuern auf EU-Ebene sichern die 
Finanzierung. Hier kann man getrost Macrons Forderungen aufgreifen und die politische Maxime verfolgen: weg von 
Rabatten und hin zu neuen EU-Eigenmittelquellen wie etwa Digitalsteuer, Umwelt-Steuern, Finanztransaktionssteuer.

Finanztransaktionssteuer lieber heute als morgen! Sowohl Macron als auch Finanzminister Scholz (SPD) haben ihre 
ursprünglichen Vorschläge bis hin zur Unwirksamkeit verstümmelt: Ohne die Einbeziehung von Derivat-Papieren hat eine 
Finanztransaktionssteuer ihren Namen nicht verdient. 

Die beiderseits angekündigte deutsch-französische Initiative für eine gemeinsame Bemessungsgrundlage und für 
Mindeststeuersätze bei der Körperschaftsteuer ist begrüßenswert. Doch eine Einigung auf niedrigstem Niveau kann 
nicht im Sinne der Erfinder*innen sein. 

Zu diskutieren wäre eine europäische Schuldenkonferenz für überschuldete Staaten unter Einbeziehung der 
Europäischen Zentralbank (EZB) und eine zeitlich befristete EU-weit koordinierte Vermögensabgabe von Millionären. 

Bis eine goldenen Investitionsregel in den EU-Verträgen umgesetzt ist, sollten zivile öffentliche Investitionen von den 
Defizitkriterien des Stabilitäts- und Wachstumspakts ausgenommen werden.
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Kohäsion und Innovation 
Politik zur Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts, um eine harmonische Entwicklung der 
Union als Ganzes zu bewirken, ist ein verfassungsmäßiger Auftrag der EU.

Macron: 

Er spricht von „Solidarität und 
Kohäsion“und setzt auf die EU-
Förderflagschiffe Erasmus+ 
und Horizon 2020 für mehr 
Mobilität der Jugend und weniger 
Jugendarbeitslosigkeit. Auch beim 
Forschungsrahmenprogramm und 
der Weltraumpolitik wünscht er sich 
Aufstockung. 

Zugleich eröffnet Macron eine 
schwierige Debatte, indem er 
eine weitere Konditionierung von 
Fördermitteln ins Spiel bringt: die 
Einhaltung von Rechtsstaatlichkeit. 

Ziel der Macronomics ist 
erklärtermaßen die Souveränität 
Europas als Wirtschafts-, Industrie- 
und Währungsmacht. Cybersicherheit 
und Innovationen in künstliche 
Intelligenz sind ihm dabei wichtig.

Merkel: 

Die „wichtigen Strukturfonds“, 
heißt es im Koalitionsvertrag, sollen 
auch nach dem Brexit erhalten, 
die strukturschwachen Regionen 
weiter aus Brüssel gefördert 
werden. „Wir stärken in der EU die 
strategische Forschungspolitik, die 
Innovationsfähigkeit und vollenden 
den digitalen Binnenmarkt.“ 

Zwar wird Bereitschaft angemeldet, 
mehr in den EU-Haushalt 
einzuzahlen, doch in den bereits 
begonnenen Verhandlungen um den 
Mehrjahreshaushalt der EU wird um 
jeden Euro gefeilscht. 

Zugleich wirbt auch Merkel 
für Forschungsinvestitionen in 
grundlegend neue Technologien und 
Exzellenz-Netzwerke und erinnert 
an das Ziel, 3 Prozent des BIP jedes 
Mitgliedstaates in Forschung und 
Entwicklung zu investieren. 

EU-Kommission: 

Das solidarische Strukturelement 
im EU-Haushalt ist derzeit die EU-
Kohäsionspolitik zur Angleichung 
der Lebensverhältnisse zwischen 
und in den Regionen. Doch 
Regional- und EU-Förderpolitik 
drohen unter die Räder von Sparkurs 
und Umschichtung zugunsten von 
Wettbewerbsfähigkeit, Sicherheit 
und Verteidigung zu geraten. 
Die Ernsthaftigkeit, Investitionen 
in den sozialen Ausgleich, für 
Digitales, Bildung und Forschung 
als Gemeingüter zu tätigen, ist 
nicht erkennbar, wenn öffentliche 
Haushalte geschleift und 
Arbeitsmärkte dereguliert werden, 
Regionalförderung nach Rentabilität 
bemessen wird. Rückzahlbare 
Kredite und zentralisierte 
Vergabeverfahren verdrängen 
Zuschüsse für kleine Projekte. Den 
auf Großprojekte und Privatkapital 
zielenden Europäischen Fonds für 
Strategische Investitionen (EFSI) 
will man sowohl aus französischer 
als auch aus deutscher Perspektive 
ausbauen.
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Linke Forderung:  Öffentliche Daseinsvorsorge ist das Rückgrat der Demokratie

Die Angleichung der Lebensverhältnisse durch die EU ist unterfinanziert. Es geht um öffentliche Investitionen in 
die kommunale Energieversorgung, WIFI an öffentlichen Orten, einen guten Nahverkehr, Bildung, das Gesundheitssystem, 
Kultur, Armutsbekämpfung und Integration, um grenzüberschreitenden Austausch und alternative Wirtschaftsformen.

Keine Entmachtung der Regionen! Die Erarbeitung von Entwicklungsstrategien wird zunehmend zentralisiert. Doch 
weder die Kommission noch die Bundesregierung können alle Bedürfnisse vor Ort erfassen. Konditionalitäten, deren 
Einhaltung nicht von den Regionen abhängen, dürfen keine Auszahlungsbedingung von EU-Förderungen sein. Fließt kein 
Geld, trifft es immer die Falschen: soziale Initiativen vor Ort und regionale Wertschöpfung, die es nicht gleich über die 
zweite Investitionsschwelle schaffen. 

Förderung durch Zuschüsse statt Kredite und andere Finanzinstrumente als Grundprinzip der Kohäsionspolitik: 
Der von der EU-Kommission als Leitbild verstandene Europäische Fonds für Strategische Investitionen „EFSI“ hat 
ärmeren Regionen nichts gebracht und stellt eine schwer kontrollierbare Privatisierung öffentlicher Mittel dar. Jetzt in 
InvestEU umgetauft, wird er sogar zu einem Mix mit Strukturmitteln freigegeben.

Innovation, Digitalisierung, wirtschaftlicher Wandel, KMU und CO2-freie Energiewende, erneuerbare Energien 
und Bekämpfung des Klimawandels sind wichtige Elemente nachhaltiger Wirtschaftsförderung. Kohäsionspolitik 
dagegen auszuspielen bedeutet, Spielraum für soziale und demokratiefördernde Projekte ohne Wirtschaftlichkeit 
einzuengen und deren Wert für den sozialen Ausgleich grob zu unterschätzen.

Förderprogramme wie Erasmus+ und Bildungskooperation sind auszubauen und nicht an unmittelbare Interessen 
„des Arbeitsmarktes“ zu binden. Forschungsförderung gehört nur in zivile, gemeinwohlorientierte Vorhaben! 

Digitalisierung braucht Grundprinzipien: Netzneutralität statt Mehrklasseninternet, Informationsfreiheit und 
Datenschutz statt Zugriffe des Staates und der Industrie und ein modernes Urheberrecht, mit Ausnahmen für 
Bildung, Kulturerbe und Wissenschaft, Medienkompetenz, ein gutes Einkommen von Kreativen, z. B. durch ein Fair Work 
Siegel und ein besseres Urhebervertragsrecht. Das gerade im Europaparlament verabschiedete Leistungschutzrecht 
für Presseverlage und die verbindlichen upload-Filter lehnen wir ab. Sie zeigen in eine Richtung, die Nutzerinnen und 
Nutzern, selbst Kreativen und einer freien Kommunikation im Netz schadet.
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Ökologie und Landwirtschaft

Die EU ist nach China und den USA einerseits der drittgrößte Treibhausgasemittent der Welt, 
andererseits auch Klimaschutzvorreiterin.

Macron: 

Die Marktführerschaft in 
einem neuen Produktions-, 
Wirtschafts-, Gesellschafts- und 
Zivilisationsmodell, „…das es uns 
ermöglicht, die Ungleichgewichte 
[...] neu zu überdenken, von denen 
insbesondere die Ärmsten und 
Schwächsten betroffen sind“ – darum 
soll es nach Macron gehen. Europa 
müsse für effizienten und fairen 
umweltfreundlichen Umbau stehen. 
Die Vollendung der Energieunion 
schließt bei Macron allerdings die 
„saubere“ Atomenergie ein. Er will 
ein Industrieinvestitionsprogramm 
für saubere Autos sowie einen 
Mindestpreis im CO

2
-Handel. 

Die vorgeschlagene CO
2
-Steuer 

gegenüber Importen aus Drittstaaten 
scheint nicht weit oben auf der 
Liste zu stehen. Der Anteil der EU-
Ausgaben zur Förderung der Ökologie 
soll von 20 auf 40 Prozent steigen. 
Änderungen an der EU-Agrarpolitik 
sollten zwar kein Tabuthema mehr 
sein, letztlich solle aber jedes Land 
die Umwandlungen nach seinen 
Präferenzen umsetzen.  

EU-Institutionen:

2015 hat sich die EU sich im 
Rahmen des Pariser Klima-
abkommens verpflichtet, die 
Treibhausgasemissionen bis 
2030 um mindestens 40 Prozent 
gegenüber dem Niveau von 
1990 zu senken. Um Emissionen 
von Kraftwerken und Industrie 
zu verringern, hat sie mit dem 
Emissionshandelssystem den 
ersten größeren Kohlenstoffmarkt 
geschaffen. In anderen Sektoren soll 
die Verringerung des Ausstoßes über 
vereinbarte nationale Emissionsziele 
erreicht werden. 

Ein Schwerpunkt liegt auf der 
Erhöhung des Anteils erneuerbarer 
Energien. Weitere Maßnahmen 
betreffen die Energieeffizienz von 
Gebäuden und Haushaltsgeräten. 
Die EU-Kommission schlägt eine 
weitgehende Konzentration der EU-
Förderpolitiken auf Investitionen 
in CO2-arme Wirtschaft, Industrie 
und Technologie vor. In der 
Agrarpolitik werden allgemeine 
Umweltziele genannt, Strategien 
zu deren Umsetzung jedoch den 
Mitgliedstaaten überlassen.  

Merkel:

Sie betont die starke Rolle der 
EU beim Klimaschutz, spricht 
von CO

2
-Neutralität bis Mitte 

des Jahrhunderts, orientiert 
an den Zielen für Nachhaltige 
Entwicklung (SDG) und verspricht 
Hilfsmaßnahmen für diejenigen, 
die von der Umstellung auf 
emissionsarme Technologien 
zunächst negativ betroffen sind. 

Im Koalitionsvertrag wird gefordert, 
dass die EU eine Vorreiterrolle 
bei der Umsetzung des Pariser 
Klimaschutz-Abkommens 
einnehmen muss. Doch nicht einmal 
für diese Forderung wird eine 
entsprechende Aufstockung des 
EU-Haushalts zugesagt. 
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Linke Forderung: Grundlegender Wandel in der Verkehrs-, Energie-, Industrie- und 
Landwirtschaftspolitik ist notwendig.

Treibhausgasemissionen der Industrie müssen begrenzt werden. Eine Variante wären gesetzliche maximale 
Ausstoßwerte ohne die Möglichkeit von (teilweise umstrittene) ökologischen Ausgleichsprojekten. CO

2
-Handel kann bei 

kostenloser Abgabe von CO
2
- Zertifikaten nicht funktionieren. Der Preis für eine Tonne CO

2
 müsste bei mindestens 40-50 

Euro liegen, um eine lenkende Wirkung zu haben und die Industrie zu CO
2
-sparendem Technologieeinsatz zu bewegen. 

Eine CO2 -Steuer an den EU-Außengrenzen gegenüber Importen aus Drittstaaten scheint sinnvoll, schon um 
Umweltdumping zu verhindern. Sie muss jedoch auch für EU-Unternehmen gelten, die in Drittstaaten produzieren, 
um Produktionsverlagerungen zwecks Umgehung von Umweltstandards zu verhindern. Zugleich sollte die EU diejenigen 
(Entwicklungs-) Länder finanziell unterstützen, die ihre Produktion klimafreundlicher gestalten wollen. 

Subventionszahlungen an fossile Energieerzeuger müssen eingestellt, stattdessen der sozialverträgliche 
Kohleausstieg fortgesetzt werden. Investitionen sind in erneuerbaren Energien und in warmmietenneutralen 
Gebäudesanierungen gut angelegt. Zugleich stehen wir für einen sofortigen Ausstieg aus der Atomenergie. 

Ein Industrieprogramm für klimafreundlichere Industrien, über den Fahrzeugsektor und dessen entsprechende 
Infrastruktur hinaus, ist zu begrüßen. EU Struktur- und Investitionsfonds sind hier schon lange im Einsatz. Sinnvoll 
wäre es, jede Förderung, insbesondere großer Projekte, durch Finanzinstrumente an Umweltkriterien zu koppeln.

Nicht zu vergessen ist die Notwendigkeit von Investitionen in einen flächendeckenderen, perspektivisch ticketfreien 
und energiesparenden öffentlichen Personennah- und -fernverkehr sowie den Schienengüterverkehr.

Wir wollen eine europäische Politik für den ländlichen Raum, die gesunde, regionale Produkte und nachhaltige, 
umweltschonende und tierfreundliche Landwirtschaft fördert, in die individuelle regionale Strategien zur sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung eingebunden sind und die zugleich zur Erfüllung der internationalen Verpflichtungen 
bezüglich Klimawandel und nachhaltiger Entwicklung beiträgt. Dabei sind unterschiedliche Agrar- und Betriebsstrukturen 
zuzulassen, sofern sie diese Ziele, die Schaffung sozial abgesicherter Arbeitsplätze, den Erhalt von Kulturlandschaft und 
auch Innovationen voranbringen.
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Kultur, Wissen und Demokratie 

gegen Rechtspopulismus und Neo-Nationalismus

Macron:

Kultur, Wissen, Demokratie sind 
für Macron stets wichtige Bande 
im europäischen Integrations-
prozess. Für ihn macht sich 
deren Förderung fest am Erlernen 
von mindestens zwei Sprachen, 
Auslandsaufenthalten von 
wenigstens sechs Monaten für 
mindestens 50 Prozent aller jungen 
Menschen unter 25, der Einrichtung 
europäischer Universitäten 
sowie der Anerkennung von 
Sekundarschulabschlüssen. 
Frühkindliche Bildung und 
soziale Integration, sowie 
die Mehrsprachigkeit vieler 
Migrantenkinder und Angehöriger 
nationaler Minderheiten – z. B. der 
Basken und Katalanen in Frankreich  
werden nicht erwähnt.

Zur Motivation demokratischer 
Mitbestimmung schlägt Macron 
Bürgerkonvente, die Beibehaltung 
der Spitzenkandidaten, 
transnationale Listen und eine 
„Gruppe zur Neugestaltung der 
EU“ vor. Gegen den zunehmenden 
Nationalismus in vielen 
europäischen Ländern, will er ein 
Bündnis fortschrittlicher Kräfte. 

Merkel: 

Für die Antwort der Bundeskanzlerin 
muss man schon mal eine Paywall 
der FAZ überwinden, während man 
bei Macron „nur“ zur studierenden 
Elite der Sorbonne gehören oder 
die Homepage der Vertretung 
Frankreichs in Deutschland 
aufsuchen muss. 

Spitzenkandidaten und transnationale 
Listen scheinen für Merkel auf lange 
Sicht ein unvermeidliches Übel zu 
sein. Schon neun Monate vor der 
Europawahl wartet Deutschland 
jedoch mit Namen für den Posten 
des Kommissionspräsidenten auf. 

Die Reduzierung der Zahl der 
Kommissare ist bereits im Lissabon-
Vertrag beschlossen. Doch es ist 
kaum vorstellbar, dass sie nicht 
durch andere „Posten“ kompensiert 
wird. 

 

EU-Institutionen:
 

Bürgerkonvente, Spitzenkandidaten 
und transnationale Listen 
bei Europawahlen? Das 
Europaparlament hatte dies 
sowie ein europaweites Recht 
auf Briefwahlen, Wahlrecht für 
Bürgerinnen aus Drittstaaten sowie 
die Logos der europäischen Parteien 
auf Wahlscheinen gefordert. Nichts 
davon „überlebte“ die Rasur im 
Rat der Mitgliedstaaten. Nur die 
3-5-Prozent-Hürde ist beschlossene 
Sache.

Ob diese nationalen Europa-
wahlen zur Bekämpfung von 
Rechtspopulismus sinnvoll sind, 
kann man bezweifeln. Sie vernebeln 
das Institutionengefüge der EU. 
Die nationalen Regierungen nutzen 
diese Intransparenz aus, indem sie 
das reale EU-Demokratie-Defizit so 
interpretieren, dass alles Gute von 
ihnen und alles Schlechte aus der 
EU käme. 

Bildung- und Kulturpolitik kennt zwar 
wichtige EU-Förderungen, bleibt 
letztlich aber Länderangelegenheit. 
Einzig die EU-Medienpolitik ist in 
den Mitgliedsstaaten binden.
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Kultur, Wissen und Demokratie 

gegen Rechtspopulismus und Neo-Nationalismus

Linke Forderung: Die großen Fragen der Gegenwart brauchen europäische Ansätze! 
Die Beendigung von Kriegen, ein Stopp des Klimawandels, gerechte Digitalisierung, sozialer Ausgleich auch mit 
dem globalen Süden lassen sich nicht allein im nationalen Rahmen beantworten.  

Bürgerkonvente, europäische Bürgerinitiativen und mehr Unterstützung für zivilgesellschaftlichen 
und kulturellen Austausch sind nicht nur im Jahr vor der Europawahl ein Thema. Kultur-, Sprachen- und 
Minderheitenförderung durch EU-Mittel ist ein Schlüssel zu weniger nationalem Egoismus. Die Fähigkeit zum 
demokratischen Dialog braucht umfassende Rahmenbedingungen, reiche Partizipationsmöglichkeiten, eine 
demokratische Gestaltung (auch) digitaler Kommunikation und Medienvielfalt. Wir müssen anerkennen, dass Migration 
und die Integrationsfähigkeit der europäischen Gesellschaften weiter eine wachsende Rolle spielen werden. Spar- und 
Kürzungspolitiken in den Mitgliedstaaten sind auch für eine lebendige europäische Demokratie und Öffentlichkeit der 
Sargnagel. 

Die EU soll kein Projekt der Regierungen und Eliten sein. Deshalb müssen die Rolle und die Kooperation der 
nationalen und regionalen Parlamente, des Europaparlaments und der Zivilgesellschaft gestärkt werden. 

Darüber hinaus wollen wir einen neuen Verfassungskonvent sowie Referenden über die Ergebnisse in alle 
Mitgliedstaaten. AUs unserer Sicht benötigt die EU eine andere vertragliche Grundlage: eine EU-Verfassung, die von 
den Bürgerinnen und Bürgern mitgestaltet wird und über die zeitgleich in jedem EU-Mitgliedstaat in einem Referendum 
abgestimmt werden muss. Demokratie, Sozialstaatlichkeit, Frieden und Rechtsstaatlichkeit müssen gleichrangige 
verfassungsrechtliche Werte und Ziele der EU sein.
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Soziales Europa

Dass die EU-Bürger*innen ein sozialeres Europa wollen, hat sich als Erkenntnis durchgesetzt. 
Praktische Lösungen lassen auf sich warten. 

Macron:

Er spricht von Solidarität, 
Abbau der Arbeitslosigkeit, 
echter Sozialkonvergenz und 
Annäherung der Sozialsysteme, 
einem Mindestlohn (angepasst 
an wirtschaftliche Gegebenheiten 
der einzelnen Länder) und dem 
Problem, dass Europa heute nicht 
vor Sozialdumping schütze. Weiterhin  
betonte er, der reine Wettstreit 
der Unterbietung, eine Diktatur 
des Marktes und ein regelloser 
Wettbewerb könnten zur endgültigen 
Spaltung in Europa führen. 

Andererseits sind die Andeutung 
einer Reformnotwendigkeit bei 
der Entsenderichtlinie und der 
Vorschlag über eine teilweise 
harmonisierte Körperschaftssteuer 
die einzigen, konkret auf EU-Ebene 
voranzubringenden, Ansätze. 

Im Prinzip, so klingt es, soll „jeder in 
seinem Land Verantwortung zeigen“.

Merkel: 

Der Koalitionsvertrag enthält 
Ankündigungen für einige Vorhaben 
im sozialpolitischen Bereich, wie 
etwa die Einführung eines Rahmens 
für Mindestlöhne und bessere 
Arbeitsbedingungen durch die 
Reform der Entsenderichtlinie, den 
Kampf gegen Steuerdumping. 

Austauschprogramme wie 
Erasmus+ sollen ausgebaut und 
die Jugendarbeitslosigkeit mit mehr 
Mitteln der EU bekämpft werden. 

Ob die Kanzlerin in ihrer Rede im 
Europaparlament im November 2018 
konkreter und energischer für das 
Soziale Europa eintreten wird, bleibt 
abzuwarten: In ihrem Interview vom 
Juni 2018 ging es darum jedenfalls 
nicht. 

 

EU-Institutionen: 

Die „Europäische Säule sozialer 
Rechte“ schaffte 2017 – 
unverbindlich – 20 Prinzipien 
für die Bereiche Arbeitsmarkt, 
Arbeitsbedingungen und Sozialschutz. 
Die EU-Kommission schlug eine 
Richtlinie zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Privatleben für Eltern 
und pflegende Angehörige vor, die 
Mindeststandards für Elternzeit 
und Elterngeld sowie das Recht auf 
flexible Arbeitszeiten für Beschäftigte 
mit Familienaufgaben schaffen soll.

Auch über EU-Vorschriften 
zum Sozialschutz für 
Menschen in atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen (z.B. 
Soloselbstständige, Plattform- 
oder Klick-Arbeiter*innen) wird 
verhandelt. Das EU-Parlament fordert 
mit Unterstützung der Linken im 
Europaparlament eine EU-Richtlinie, 
die gute Mindestarbeitsbedingungen 
für alle, Zugang zur Sozial- und 
Krankenversicherung und prekäre 
Arbeitsformen wie Null-Stunden-
Verträge untersagt.
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Linke Forderung:  Sozialer Schutz, Arbeitnehmerrechte und Umweltstandards müssen 
dadurch Vorrang vor den Profitinteressen erhalten. 

Wir fordern verbindliche soziale Grundrechte im EU-Primärrecht in Form eines sozialen Fortschrittsprotokolls. 
Sozialdumping um die niedrigsten Löhne, die kleinsten Renten und niedrigsten Steuern im EU-Binnenmarkt und im Euro-
Gebiet muss beendet werden.

Soziale Grundrechte und Mindeststandards verbindlich für die gesamte EU. Dabei geht es zum Beispiel um 
das Recht auf ein teilhabesicherndes und sanktionsfreies Mindesteinkommen i. H. v. 60 Prozent des nationalen 
Durchschnittslohnes, das Recht auf eine armutsfeste und den Lebensstandard sichernde Rente, das Recht auf einen 
Lohn nach einem flächendeckenden Tarifvertrag, bezahlbare Kinderbetreuung, universelle Gesundheitsversorgung oder 
ein Streikrecht, das uneingeschränkt für alle Beschäftigten garantiert wird. 

Um die Lebensverhältnisse in der EU endlich wieder nach oben statt nach unten anzugleichen, muss 
der gesamte wirtschafts- und sozialpolitische Kurs der EU geändert werden. Mindeststeuersätze für 
Unternehmensgewinne statt Steuer-Dumping, ein größerer EU-Haushalt und hohe soziale EU-Mindeststandards, 
die sich an der jeweiligen nationalen Wirtschaftskraft ausrichten und Sozialabbau unterbinden.

Die Europäischen Struktur- und Agrarfonds als solidarische Mechanismen zum mittel- bis langfristigen 
Ausgleich struktureller sozialer und wirtschaftlicher Unterschiede müssen politisch und finanziell 
(wieder) gestärkt werden. Die Auszahlung von EU-Fördermitteln in Abhängigkeit von der Erfüllung von 
„beschäftigungsfreundliche Reformen“ – wie u. a. die Reduzierung des Kündigungsschutzes, die Anhebung des 
Rentenalters, die Senkung der Arbeitslosenhilfe und des Mindestlohnes, die Reduzierung der Tarifbindung und die 
Dezentralisierung des Tarifvertragssystems – halten wir für falsch, daher auch das soeben vorgeschlagene EU-Programm 
zur Förderung von so genannten Strukturreformen. 

Zukunft wird nicht über Investitionen ins Militär gemacht! Besser angelegt ist Geld in einer modernen Wirtschafts- 
und Sozialstruktur, die Digitalisierung und moderne Technologien ebenso berücksichtigt, wie Investitionen in Bildung, 
Kultur, Medien, Forschung und Gesundheit.
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Emmanuel Macron ist zugute zu halten, die Debatte über die Zukunft von EU und Währungsunion in den vergangenen 
Monaten stärker als jede andere Persönlichkeit angestoßen zu haben. Angesichts der bisher äußerst zögerlichen 
Haltung der Bundesregierung werden Macrons Reformvorschläge oft unkritisch als progressive Hoffnung der EU 
dargestellt. Dazu besteht nur in Ansätzen Anlass, denn viele seiner Europa-Ideen sind weder linke, noch in der 
Zielrichtung sonderlich weit entfernt von denen der Bundesregierung oder den Vorschlägen der Kommission. Macron 
hält an der Atomenergie fest, verfolgt in Afrika neokoloniale Interessen, hat in Frankreich mit einem neuen Asyl- 
und Immigrationsgesetz weitere Rechte geschleift. Genau wie Angela Merkel und die Bundesregierung treibt er die 
Abschottung Europas und die Aufrüstung voran. Er setzt Arbeitsmarktreformen mit präsidentiellen Verordnungen und 
gegen große Proteste der Bürgerinnen und Bürger durch. In seinem Wahlkampf hatte sich Macron zum „deutschen“ 
Modell der neoliberalen Strukturreformen, einer rigiden Fiskalpolitik und die Orientierung auf internationale 
Wettbewerbsfähigkeit bekannt. Die französischen Vorschläge für den EU- und Euroraum folgen weitgehend der 
neoliberalen Zielstellung wirtschaftlicher Stärke und Wettbewerbsfähigkeit. Die Erkenntnis, die EU müsse auf Dauer 
eine integrierte Wirtschafts- und Sozialpolitik haben, sowie die Forderungen nach größerer ökonomischer und sozialer 
Konvergenz bleiben im Grundsatz richtig. Sie sind jedoch zu vage gehalten, als dass sie eine tatsächliche Abkehr von 
der schädlichen Austeritätspolitik der vergangenen Jahre und tatsächliche Perspektiven für eine soziale Union in 
Aussicht stellen könnten.

Deshalb stehen wir für:

Frieden und Abrüstung – gegen Kriege und Aufrüstung;
soziale Gerechtigkeit, ohne Hunger, Elend und Not – gegen völlig überzogenen, ungeheuerlichen Reichtum  
durch den Kapitalismus;
ökologische Nachhaltigkeit – gegen die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen der Menschheit;
einen Ausbau der Demokratie – gegen die Allmacht der großen Konzerne und Banken, gegen Korruption;
den Ausbau sozialer Grundsicherungen und umfassende Arbeitsrechte der Beschäftigten – gegen eine 
    alleinige Herrschaft der Unternehmen, gegen Austerität, Neoliberalismus und Privatisierung der öffentlichen 
Daseinsfürsorge;
Chancengleichheit und Emanzipation aller, unabhängig von Geschlecht, Nationalität, Hautfarbe, sexueller 
Orientierung auf allen Gebieten, insbesondere auch beim Zugang zu Bildung, Kunst und Kultur – gegen alle    
Formen sozialer Ausgrenzung und Benachteiligung. Gegen die wachsende Schere zwischen dem Norden und 
    dem Süden, dem Westen und dem Osten, großen Städten und kleinen Dörfern, zwischen Reich und Arm;
die Gleichstellung zwischen Männern und Frauen auf allen Ebenen.


